
 
Datenschutz - Zusammenfassung 
 
 
1. Zweck des Datenschutzgesetzes 

Zweck dieses Gesetzes ist es, den einzelnen davor zu schützen, dass er durch den Umgang mit 
seinen personenbezogenen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird. 

 Der Zweck des Datenschutzes wird darin gesehen, den Einzelnen davor zu schützen, dass er 
durch den Umgang mit seinen personenbezogenen Daten in seinem Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung beeinträchtigt wird. Datenschutz steht für die Idee, dass jeder Mensch 
grundsätzlich selbst entscheiden kann, wem wann welche seiner persönlichen Daten 
zugänglich sein sollen. Der Datenschutz will den so genannten gläsernen Menschen 
verhindern. 

2. Speichern von Daten 
 
Speichern ist das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren personenbezogener Daten auf 
einem Datenträger zum Zwecke ihrer weiteren Verarbeitung oder Nutzung, 
 
 
3. Recht auf Informationelle Selbstbestimmung 
 
"Das Grundrecht gewährleistet insoweit die Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich selbst über 
die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen. Einschränkungen 
dieses Rechts auf "informationelle Selbstbestimmung" sind nur im überwiegenden 
Allgemeininteresse zulässig."  
Es besteht demnach ein "Schutz des Einzelnen gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung, 
Verwendung und Weitergabe seiner persönlichen Daten" 
 
Informationelle Selbstbestimmung ist das Recht des Einzelnen, grundsätzlich selbst über die 
Preisgabe und Verwendung seiner personenbezogenen Daten zu bestimmen. Es handelt sich 
dabei nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts um ein Datenschutz-
Grundrecht, welches im Grundgesetz nicht ausdrücklich erwähnt wird. Der Vorschlag, ein 
Datenschutz-Grundrecht in das Grundgesetz einzufügen, fand bei der Verfassungsdiskussion 
nach der Wiedervereinigung nicht die erforderliche Mehrheit. 
 
 
4. Datenvermeidung und Datensparsamkeit 
 
§3a BDSG 
Datenvermeidung und Datensparsamkeit 
 
Gestaltung und Auswahl von Datenverarbeitungssystemen haben sich an dem Ziel 
auszurichten, keine oder so wenig personenbezogene Daten wie möglich zu erheben, zu 
verarbeiten oder zu nutzen. Insbesondere ist von den Möglichkeiten der Anonymisierung und 
Pseudonymisierung Gebrauch zu machen, soweit dies möglich ist und der Aufwand in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht. 
 
 



5.  Zulässige Datenerhebung, -verarbeitung und –nutzung 
Die Datenerhebung, -verarbeitung und –nutzung ist in folgenden Fällen zulässig: 
 
-wenn eine wirksame Einwilligung des Betroffenen vorliegt 
-wenn der Betroffene über 16, oder zwischen und 16 ist, und die nötige, individuelle Reife hat 
-wenn die Einwilligung nach § 4 a Abs. 1 S. 3 BDSG vor Beginn der Datenerhebung 
ausdrücklich und schriftlich erklärt worden ist 
-wenn bei einer elektronischen Einwilligung gemäß §§ 94 TKG, 4 Abs. 2 TDDSG 
sichergestellt ist, dass die Einwilligung nur durch eine eindeutige und bewusste Handlung des 
Nutzers erfolgt, die protokolliert wird und jederzeit vom Nutzer abgerufen werden kann 
 
 
6. Rechte des Bürgers 
 
Recht auf Benachrichtigung über die Datenerhebung: 
 
Der Betroffene ist bei der Erhebung seiner Daten darüber aufzuklären, welche Stelle zu 
welchem Zweck die Daten erhebt. In vielen Fällen muss der Betroffene zusätzlich darüber 
informiert werden, ob es eine Verpflichtung zur Angabe der Daten gibt und an welche 
anderen Stellen die Daten voraussichtlich übermittelt werden. Außerdem ist er auf die unten 
stehenden Rechte auf Auskunft und Berichtigung hinzuweisen. 
 
Insbesondere dann, wenn die Daten ohne Kenntnis des Betroffenen erhoben werden, ist die 
Benachrichtigung von Bedeutung. Das Recht auf Benachrichtigung ist allerdings gerade bei 
der Datenerhebung ohne Kenntnis des Betroffenen (z. B. im Rahmen von strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren) z. T. eingeschränkt. 
 
 
Recht auf Auskunft: 
 
Die Betroffenen haben nach allen datenschutzrechtlichen Regelungen ein Recht darauf, 
Auskunft darüber zu erhalten, welche Informationen über sie gespeichert sind. Dabei muss 
auch darüber informiert werden, zu welchem Zweck die Informationen gespeichert sind, 
woher diese stammen und an welche Stellen sie übermittelt werden. 
 
Das Auskunftsrecht kann unter bestimmten Voraussetzungen eingeschränkt sein, z. B. wenn 
es um Datenverarbeitung der Sicherheitsbehörden geht. 
 
 
Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung: 
 
Stellt sich heraus, dass die über den Betroffenen gespeicherten Informationen unrichtig sind, 
so besteht ein Anspruch darauf, dass diese berichtigt werden. 
 
Der Betroffene hat ein Recht darauf, dass seine Daten gelöscht werden, wenn diese nicht 
mehr gespeichert werden dürfen. Dies ist in der Regel dann der Fall, wenn die Informationen 
für den Zweck, zu dem sie gespeichert wurden, nicht mehr erforderlich sind. 
 
In bestimmten Fällen müssen die Daten gesperrt werden. Dies gilt zum Beispiel, wenn der 
Betroffen behauptet, die Informationen seien unrichtig und sich die Richtigkeit nicht 
nachweisen lässt, oder wenn die Daten nicht mehr erforderlich sind, aber nach bestimmten 



Rechtsvorschriften (z. B. zum steuerlichen Nachweis) noch länger gespeichert werden 
müssen. Gesperrte Daten müssen als solche gekennzeichnet werden; sie dürfen nicht weiter 
verwendet werden. 
 
8. Volkszählung 
 
Die ursprünglich 1983 geplante Volkszählung wurde erst 1987 durchgeführt, da zahlreiche 
Kritiker der Meinung waren, dass durch die vermehrte Nutzung von Computern die 
angegebenen Daten nicht sicher waren und gegen die Menschen eingesetzt werden könnten. 
Es kam zu Protesten und Boykottaufrufen. 
Die Volkszählung musste in Folge entsprechender Urteile – allen voran das 
„Volkszählungsurteil“ des Bundesverfassungsgerichts - modifiziert werden, etwa, indem die 
Fragebögen überarbeitet wurden, um die Anonymität der Befragten besser zu gewährleisten. 
 
Mit der Wiedervereinigung wurden die gesammelten Daten ohnehin nutzlos. Seitdem gab es 
keine Volkszählung mehr. 
 
In der Begründung des Volkszählungsurteils Bundesverfassungsgerichts heißt es: 
„Die durch dieses Gesetz angeordnete Datenerhebung hat Beunruhigung auch in solchen 
Teilen der Bevölkerung ausgelöst, die als loyale Staatsbürger das Recht und die Pflicht des 
Staates respektieren, die für rationales und planvolles staatliches Handeln erforderlichen 
Informationen zu beschaffen. Dies mag teilweise daraus zu erklären sein, dass weithin 
Unkenntnis über Umfang und Verwendungszwecke der Befragung bestand und dass die 
Notwendigkeit zur verlässlichen Aufklärung der Auskunftspflichtigen nicht rechtzeitig 
erkannt worden ist, obwohl sich das allgemeine Bewusstsein durch die Entwicklung der 
automatisierten Datenverarbeitung seit den Mikrozensus-Erhebungen in den Jahren 1956 bis 
1962 (vgl. BVerfGE 27, 1) erheblich verändert hatte. Die Möglichkeiten der modernen 
Datenverarbeitung sind weithin nur noch für Fachleute durchschaubar und können beim 
Staatsbürger die Furcht vor einer unkontrollierbaren Persönlichkeitserfassung selbst dann 
auslösen, wenn der Gesetzgeber lediglich solche Angaben verlangt, die erforderlich und 
zumutbar sind. Zur Beunruhigung mag nicht zuletzt beigetragen haben, dass auch 
Sachkundige die Überzeugung vertraten, das Volkszählungsgesetz 1983 genüge trotz 
einstimmiger Verabschiedung in den gesetzgebenden Körperschaften schon in den 
Vorschriften über die Erhebung der Daten und vor allem in den Bestimmungen über deren 
Verwertung nicht hinreichend den verfassungsrechtlichen Anforderungen.“ 
 
 


